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Vorwort 

Nach dem 11. September 2001 erschallt in Deutschland und Österreich laut 
der Ruf nach einer „neuen Sicherheitsarchitektur" für den gesteigerten Schutz 
der inneren Sicherheit in beiden Ländern. Vor allem geht es um die Abwehr 
terroristischer  Bedrohungen und neuer Formen der organisierten Kriminalität. 
Zugleich strebt die Europäische Union (EU), deren Mitgliedstaaten auch Öster-
reich und Deutschland sind, die europaweite Erhöhung von Sicherheitsstan-
dards im grenzüberschreitenden Luftverkehr  sowie in zahlreichen Sektoren des 
Warenverkehrs, der Dienstleistungs- und Finanzwirtschaft  an. Wir erleben den 
Eintritt in ein neues Zeitalter verstärkter Anstrengungen zum Schutz der inne-
ren Sicherheit. 

Allerdings wird auch und zugleich von anderer Seite der Umbau von Si-
cherheitsstrukturen nicht flir  notwendig gehalten. Der Bedarf  nach einer ge-
wandelten Sicherheitsarchitektur findet sich grundsätzlich mit dem Argument 
bestritten, schon seit längerem habe es wesentliche Veränderungen und zusätz-
liche legislative Aktivitäten in diesem Politikfeld gegeben, so dass Nachbesse-
rungen nicht erforderlich  seien. Den einander widersprechenden Auffassungen 
liegt ein sich stetig verschärfender  Konflikt zwischen Sicherheit und Freiheit 
zugrunde. Wir befinden uns womöglich im Fluss der Entwicklung terroristi-
scher Risiken und darauf reagierender Gefahrenvorbeugung auf dem Weg zu 
anderen rechtsstaatlichen Ufern, als sie bisher das freiheitlich-demokratisch  ge-
prägte Polizei- und Sicherheitsrecht erkennen ließ. 

Den damit aufgeworfenen  Fragen nach einer neuen Balance zwischen 
rechtsstaatlicher Freiheitssicherung und der Bewahrung innerer Sicherheit 
durch den Staat gehen die in dem hier vorgelegten Sammelband abgedruckten 
Referate aus Praxis und Wissenschaft nach. Die Beiträge gehen auf die inter-
disziplinäre „Speyerer Sicherheitswerkstatt" zurück, die am 14./15. Oktober 
2002 als „Deutsch-österreichisches Werkstattgespräch zur inneren Sicherheit" 
unter der Leitung der Herausgeber an der Deutschen Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer stattfand. Die Veranstaltung versammelte in dem 
Bemühen, den Entwicklungslinien einer veränderten Architektur der inneren 
Sicherheit in Deutschland und der EU nachzugehen, namhafte Praktiker aus 
Bund und Ländern, Vertreter aus dem Sicherheitsgewerbe sowie Staatsrechts-
lehrer aus Deutschland, Österreich und Japan sowie weitere Wissenschaftler zu 
einem entsprechenden Diskurs. 

Der Landesregierung Rheinland-Pfalz ist herzlich flir  die Unterstützung der 
Veranstaltung zu danken. Gleichermaßen schulden wir dem Sicherheitsunter-

2* 



16 Vorwort 

nehmen „SECURITAS" großen Dank für die erhebliche finanzielle Förderung. 
An der Hochschule Speyer haben bei der Vorbereitung und Durchführung  der 
Konferenz Frau Gabi Gerhardt, M.A., sowie Frau Ass. jur. Stefanie Gille und 
Herr Dipl.-Verwaltungswissenschaftler  Patrick Laurency intensiv geholfen. 
Frau Gille hat auch das Manuskript des Tagungsbandes betreut und sich diese 
Aufgabe mit der Sekretärin des Erstherausgebers, Frau Michaela Busche, ge-
teilt. Wir danken den Genannten sehr herzlich fur die große Mühe, die sie für 
die „Werkstatt" und die Drucklegung der dort gehaltenen Vorträge aufgewen-
det haben. 

Speyer, im August 2003 Rainer  Pitschas 
Harald  Stolzlechner 



Zur Notwendigkeit einer neuen Architektur 
der inneren Sicherheit 

Von Rainer Pitschas 

I. Ausgangssituation: überkommene Verantwortungsverteilung 
bei der Gewährleistung innerer Sicherheit 

Die innere Sicherheit zu gewährleisten, ist zuallererst eine Kernaufgabe des 
demokratischen Rechtsstaates. Mag auch die Abgrenzung der Aufgabengehalte 
zu weiteren Staatsaufgaben unscharf  bleiben, so ist doch nicht zu bestreiten, 
dass dem modernen Staat in der sozial- und rechtsstaatlichen Demokratie die 
unbedingte Aufgabe zukommt, für die Sicherheit seiner Bevölkerung vor Straf-
taten und terroristischen Angriffen  einzustehen. Hierauf gründet ein wesentli-
cher Teil der staatlichen Existenz überhaupt1. 

Wie der Staat im Anschluss hieran die ihm zugefallene Staatsaufgabe „Si-
cherheit" wahrnimmt, ist nach wie vor seine Sache. Denn er verfugt hierzu im 
Gestaltungsrahmen der Europäischen Verträge über die „innere Souveränität". 
Gleichwohl tut er Recht daran, die Mitverantwortung der Gesellschaft bei der 
Gewährleistung innerer Sicherheit zu suchen bzw. zu akzeptieren. Das Grund-
gesetz konstituiert hierfür  und in Übereinstimmung mit dem europäischen Ver-
tragsrecht ein sog. Sicherheitspolitisches Mitwirkungsverhältnis2. 

In dem letzten Jahrzehnt des zweiten Jahrtausends ist aus dieser sicherheits-
politischen Öffnung  des Staates zwischen ihm, der Wirtschaftsgesellschaft,  den 
Kommunen, ehrenamtlich tätigen Bürgern und der Polizei ein zivilgesell-
schaftliches Netzwerk zur Garantie der inneren Sicherheit entstanden. Es be-
gründet vielfältige Sicherheits- und Ordnungspartnerschaften,  wodurch es dem 
Sicherheitspolitischen Mitwirkungsverhältnis - zugegeben: derzeit mehr 
schlecht als recht - einen eigenen Inhalt gibt. 

An diesem Netzwerk sind die privaten Sicherheitsunternehmen immer stär-
ker beteiligt. Deren Mitwirkung ergibt sich zum einen aus dem eigenen An-
spruch auf freie berufliche Tätigkeit und als Wettbewerber auf dem Sicher-
heitsmarkt. Kraft  der ihnen zustehenden grundrechtlichen Wirtschaftsfreiheit 

1 Dazu statt aller Christof  Gramm,  Privatisierung und notwendige Staatsaufgaben, 
Berlin 2001, bes. S. 40 ff.,  190 ff. 

2 Rainer  Pitschas,  Polizei und Sicherheitsgewerbe, Wiesbaden 2000, S. 127 ff. 


